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§ 26 

Inhalt des Flächenwidmungsplans 

(1) Der Flächenwidmungsplan hat das gesamte Gemeindegebiet räumlich zu gliedern und die 
Nutzungsart für alle Flächen entsprechend den räumlich-funktionellen Erfordernissen festzulegen. Dabei 
sind folgende Nutzungsarten vorzusehen: 

 1. Bauland, 

 2. Verkehrsflächen, 

 3. Freiland. 

Das im Flächenwidmungsplan ausgewiesene unbebaute Wohnbauland gemäß § 29 Abs. 1 darf den Bedarf 
für die in der Planungsperiode zu erwartende Siedlungsentwicklung der Gemeinde nicht überschreiten. 
Die Landesregierung kann durch Verordnung nähere Bestimmungen betreffend die Berechnung des 
Wohnbaulandbedarfs festlegen. 

(2) Für verschiedene übereinander liegende Ebenen desselben Planungsgebietes können 
verschiedene Nutzungen und Baugebiete, soweit es zweckmäßig ist, auch verschiedene zeitlich 
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aufeinander folgende Nutzungen und Baugebiete für ein und dieselbe Fläche festgelegt werden. Überdies 
können im Wortlaut Festlegungen zur Bebauung und Freiraumgestaltung, Höhenentwicklung, zu nicht 
bebaubaren Flächen und Regelungen zur Geländeveränderung vorgenommen werden. 

(3) Die Gemeinde hat auf Planungen benachbarter Gemeinden, anderer öffentlich-rechtlicher 
Körperschaften sowie anderer Planungsträger und Unternehmen besonderer Bedeutung Bedacht zu 
nehmen. 

(4) Im Flächenwidmungsplan hat die Gemeinde jene Teile des Baulandes und jene Sondernutzungen 
im Freiland sowie jene Verkehrsflächen festzulegen, für die durch Verordnung Bebauungspläne zu 
erlassen sind (Bebauungsplanzonierung). Die Festlegungen sind bei der nächsten regelmäßigen Revision 
oder Änderung des Flächenwidmungsplanes im Flächenwidmungsplan zu treffen. Die Gemeinde kann 
überdies in der Bebauungsplanzonierung festlegen, dass bestimmte bauliche Anlagen bereits vor dem 
Vorliegen eines rechtswirksamen Bebauungsplanes baurechtlich bewilligt werden dürfen, wenn sich diese 
in die umgebende Bebauung einfügen, der Ensemblekomplettierung dienen und im Einklang mit den mit 
der Bebauungsplanung verfolgten Zielsetzungen stehen. Dazu sind Festlegungen hinsichtlich Lage, 
Größe, Höhe, Gestaltung und Funktion zu treffen. Bei jeder weiteren Fortführung oder Änderung des 
Flächenwidmungsplanes sind die Bebauungsplanzonierung sowie der Inhalt der Festlegungen zu 
überprüfen. 

(5) Im Flächenwidmungsplan sollen für ein zusammenhängendes Bauland mit mehr als 1000 
Einwohnern mindestens ein öffentlicher Kinderspielplatz und eine öffentliche Sportanlage im Bauland 
oder in zumutbarer Entfernung vom Bauland vorgesehen werden. Nach Möglichkeit sollen diese Anlagen 
auch für jedes zusammenhängende Bauland mit weniger als 1000 Einwohnern vorgesehen werden. 
Öffentliche Kinderspielplätze und öffentliche Sportanlagen sind solche, die im Eigentum der Gemeinden 
stehen, und andere, die allgemein zugänglich sind. 

(6) Im Flächenwidmungsplan ist dem Erfordernis Rechnung zu tragen, dass zwischen Seveso-
Betrieben einerseits und 

 1. Bauland im Sinn des § 30 Abs. 1, ausgenommen Z 5, 

 2. Nutzungen gemäß § 33 Abs. 3, soweit öffentlich genutzte Gebiete festgelegt werden, 

 3. bebauten Gebieten gemäß § 33 Abs. 5 Z 2, 

 4. öffentlich genutzten Gebäuden, soweit sie nicht von Z 1 und 2 umfasst sind, 

 5. Hauptverkehrswegen – soweit unter Berücksichtigung der Schutzinteressen möglich – und 

 6. unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvollen bzw. empfindlichen Gebieten 
andererseits 

ein angemessener Sicherheitsabstand gewahrt bleibt. 

Gebiete, die unter die Z 6 fallen, können auch durch andere relevante gleichwertige Maßnahmen 
geschützt werden. 

(7) Im Flächenwidmungsplan sind ersichtlich zu machen: 

 1. Flächen, die durch rechtswirksame überörtliche Festlegungen für eine besondere Nutzung 
bestimmt sind (Eisenbahnen, Flugplätze, Schifffahrtsanlagen, Bundes- und Landesstraßen, 
militärische Anlagen, Standorträume für die Errichtung von Abfallbehandlungsanlagen, Ver- und 
Entsorgungsanlagen Versorgungsanlagen von überörtlicher Bedeutung, Bergbaugebiete, 
öffentliche Gewässer und dergleichen) sowie Projekte dieser Art; 

 2. Flächen und Objekte, für die auf Grund von Bundes- oder Landesgesetzen 
Nutzungsbeschränkungen bestehen, aus öffentlichen Mitteln geförderte Meliorationsgebiete und 
Grundzusammenlegungsgebiete; 

 3. Gefahrenzonen, Vorbehalt- und Hinweisbereiche nach den Gefahrenzonenplänen gemäß den 
forstrechtlichen Bestimmungen; 

 4. der angemessene Sicherheitsabstand von Seveso-Betrieben; 

 5. Flächen, die durch Hochwasser, hohen Grundwasserstand, Vermurung, Steinschlag, Erdrutsch 
oder Lawinen und dergleichen gefährdet und nicht durch Ersichtlichmachung unter Z 1 bis 3 
miterfasst sind; 

 6. Gebiete mit erhaltenswerten Orts- und Straßenbildern sowie historische, städtebaulich und 
architektonisch bedeutsame Gebäudegruppen; 

 7. ruhige Gebiete in einem Ballungsraum und auf dem Land, die in einem Entwicklungsprogramm 
für den Sachbereich Umgebungslärm festgelegt sind (§ 11 Abs. 8); 

 8. Anlagen und Einrichtungen, die wirtschaftlichen, sozialen, religiösen und kulturellen Zwecken 
dienen (Schulbauten, Kindergärten, Alten- und Pflegeheime, Krankenanstalten, 
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Seelsorgeeinrichtungen, Friedhöfe, Kinderspielplätze, Sport- und Parkanlagen, Wasser- und 
Energieversorgungsanlagen, Abwasserbeseitigungsanlagen, Abfallbehandlungsanlagen und 
Lager für Abfälle, Zivilschutzanlagen und dergleichen); 

 9. Flächen, die durch bundesrechtliche Bestimmungen als Altlasten ausgewiesen sind; 

 10. Gebiete, für die eine zentrale Wärmeversorgung über Fernwärmesysteme 
(Fernwärmeanschlussbereiche) zu erfolgen hat. 

(8) Zur Ermittlung des angemessenen Sicherheitsabstandes haben Betreiber von Seveso-Betrieben 
den Gemeinden sowie den Dienststellen des Landes ausreichende Informationen zu den vom Betrieb 
ausgehenden Risiken als Grundlage für Entscheidungen über die Ansiedlung neuer Seveso-Betriebe, die 
Änderung bestehender Seveso-Betriebe oder neue Entwicklungen in der Nachbarschaft von bestehenden 
Seveso-Betrieben zu übermitteln. Bei Seveso-Betrieben der unteren Klasse nach der Richtlinie 
2012/18/EU müssen diese Informationen nur auf Verlangen der Behörde zur Verfügung gestellt werden. 

Anm.: in der Fassung LGBl. Nr. 61/2017, LGBl. Nr. 6/2020 
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